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Berichte aus China zeigen, dass das Land trotz Fassade der Einheit und schmeichelhaften Sprache,
die auf dem Nationalen Volkskongress im März dieses Jahres geherrscht hat, mit ernsten
wirtschaftlichen Problemen konfrontiert ist, sowohl im Inland als auch auf internationaler Ebene, die
das parteistaatliche System in eine Situation des Stillstands und der Lähmung bringen.

Das lässt sich an der Unfähigkeit der Parteiführung unter Xi Jinping ablesen, sich an die etablierten
Verfahren zur Entwicklung der Wirtschaftspolitik zu halten. Normalerweise würde diese zunächst
auf der Plenarsitzung des Zentralkomitees, die üblicherweise im November stattfindet, erörtert und
dann von der Zentralen Wirtschaftsarbeitskonferenz im Dezember detaillierter ausgearbeitet
werden. Schließlich würde sie auf den „Zwei Tagungen“ des Nationalen Volkskongresses und des
Politischen Konsultativrats des Chinesischen Volkes, die im März zwei Wochen lang
zusammentreten, zur Zustimmung vorgelegt. Symptomatischer Weise wurde diese Tagung nach der
ersten Woche abgebrochen, und es wurden keine größeren Ankündigungen gemacht – sogar die
traditionelle Pressekonferenz des Ministerpräsidenten wurde abgesagt.

Obwohl die regierende Kommunistische Partei erfolgreich die Restauration des Kapitalismus unter
ihrer vollständigen Kontrolle überwacht hat, ist eine wichtige Quelle der Legitimität des Regimes die
Aufrechterhaltung eines kontinuierlichen Wirtschaftswachstums und die ständige Verbesserung des
Lebensstandards der Bevölkerung. Dies ist in den letzten drei Jahrzehnten mehr oder weniger gut
gelungen. Zum Zeitpunkt des Handelskriegs zwischen China und den USA Ende der 2010er Jahre
waren jedoch bereits Anzeichen für eine schlechte Wirtschaftslage zu erkennen. Engpässe in der
Infrastruktur und ein Mangel an Innovationen in der Hightechindustrie, der auf die Verlagerung 
ausländischer, insbesondere US-amerikanischer, Produktionsunternehmen in befreundete Länder
nach Südostasien und Lateinamerika sowie auf die langfristigen Auswirkungen der US-Sanktionen
zurückzuführen ist, waren echte Hindernisse für eine weitere Beschleunigung.

Der Inflationszyklus, der das Wachstum in den 1990er und 2000er Jahren begleitet hatte, wich einer
schleichenden Deflation als Reaktion auf die schwache Nachfrage nicht nur in China, sondern auch
international aufgrund des Rückgangs der chinesischen Exporte. Diese Schwierigkeiten wurden
durch die Covid-19-Ausperrungen von 2020 bis 2022 und die schädlichen Auswirkungen des
Klimawandels auf der ganzen Welt noch verschärft. In den ersten sechs Monaten des Jahres 2023
gingen beispielsweise die Ausfuhren Chinas in die Vereinigten Staaten um 25 % zurück. Der größte
Handelspartner der Vereinigten Staaten ist nun Mexiko, während China auf den dritten Platz
zurückgefallen ist.

Die Expert:innen an der Spitze waren sich der Schwierigkeiten bewusst, die mit den
Produktionsüberkapazitäten des Landes, dem Investitionsstau bei der Infrastruktur, der
Immobilienpreisblase, der ungleichen Einkommensverteilung und der chronischen Deflation
verbunden waren. Im Jahr 2021 ließ Peking diese Bedenken in den Entwurf des 14. Fünfjahresplans
einfließen, eine aus der Zeit der Planwirtschaft übernommene Praxis, die einen Ausblick auf die
wirtschaftlichen Entwicklungsstrategien für die nächsten fünf Jahre gab. Dieser Plan sah eine
Ausweitung der Investitionen in Forschung und Entwicklung, der ländlichen Bildung, der
Gesundheits- und Umweltdienste, der Sozialfürsorge, eine bessere Verteilung des
Nationaleinkommens und die Eingliederung junger Menschen in den Arbeitsmarkt vor, alles in
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Verbindung mit einer relativen finanziellen Stabilität und einer gesunden Zahlungsbilanz. Aufgrund
einiger tief verwurzelter struktureller Probleme in der chinesischen Wirtschaft, die mit dem
parteistaatlichen System zusammenhängen, sind diese Ziele jedoch nur schwer zu erreichen.

Das erste und wichtigste Problem bildet natürlich das Platzen der Immobilienblasen und die daraus
resultierenden riesigen Schulden. Dies betrifft nicht nur die berühmten Unternehmen wie
Evergrande und Country Garden, sondern auch die Kommunal- und Provinzregierungen und die von
ihnen geschaffenen Einrichtungen, die Finanzstützen für Kommunalverwaltungen, die den Verkauf
von Grundstücken an Immobilienunternehmen subventionieren. Durch den Konkurs von
Bauträger:innen ist den lokalen Regierungen eine wichtige Einnahmequelle weggebrochen –
Berichten zufolge über 25 % –, und das zu einem Zeitpunkt, an dem sie bereits unter den enormen
Kosten der von Peking verhängten Abriegelungen während der Pandemie leiden. Zweitens hat das
Versäumnis Pekings, Rettungspläne zur Entschädigung kleiner Unternehmen oder prekär
Beschäftigter während der Covidzeit durchzuführen, zu einem starken Rückgang des Verbrauchs
geführt, da die Menschen an ihren Ersparnissen festhalten. Dies erklärt, warum es nach der
Wiedereröffnung nicht, wie von den meisten Ökonom:innen erwartet, zu einem Konsumboom
gekommen ist. Es hat vielmehr dazu geführt, dass viele Unternehmen Lagerüberschüsse
verzeichnen und Arbeiter:innen entlassen, was die Nachfrage noch weiter schwächt.

Technisch gesehen sind die Schulden von Evergrande und anderen Unternehmen zwar spektakulär,
aber kein unlösbares Problem. Eine Kombination aus Umschuldung, Finanzierung der Fertigstellung
und des anschließenden Verkaufs unvollendeter Projekte, Zusammenlegung potenziell lebensfähiger
Teile der bankrotten Unternehmen, Übertragung der Schulden auf eine „Bad Bank“,
Zwangsvergleiche mit den Gläubiger:innen und die Beschlagnahmung der Vermögenswerte der
Immobilienspekulant:innen selbst könnten alle eine Rolle bei der Lösung der Finanzkrise der
Branche spielen. Bisher wurden solche Maßnahmen jedoch kaum ergriffen, und der Chef von
Evergrande, Hui Ka Yan, wurde sogar recht milde behandelt. Dies ist ein Zeichen für den
widersprüchlichen Druck und die Loyalitäten innerhalb des Regimes. Aber das ist noch nicht alles:
Selbst wenn solche Maßnahmen rigoros umgesetzt würden, wären damit weder das Problem der
Umstrukturierung der Wirtschaft weg von der langjährigen Strategie der Abhängigkeit von
Infrastrukturinvestitionen noch das der riesigen Schulden der lokalen Regierungen gelöst.

Sowohl die bankrotten und veralteten Sektoren der Wirtschaft als auch die potenziell dynamischen
und profitablen Branchen sind im Parteistaatsapparat vertreten. Die zahlreichen Interessen
innerhalb der Partei, die in regionalen, generationsbedingten, beruflichen und sozialen
Unterschieden wurzeln, konnten zusammengehalten werden, solange alle auf den Fortschritt durch
die robusten wirtschaftlichen Wachstumsstatistiken der letzten dreißig Jahre vertrauten. Zu diesem
„Wachstum“ gehörten jedoch auch Zigmillionen leere Wohnungen und Tausende von Kilometern
ungenutzter Hochgeschwindigkeitseisenbahnstrecken und Autobahnen. Ein krasses Beispiel stellt
die Provinz Guizhou dar. Nach Angaben der Zeitung South China Morning Post hat Guizhou bis Ende
2022 insgesamt 8.331 Kilometer Autobahnen gebaut und übertrifft damit Japans Gesamtlänge von
7.800. Aber Japan hat 82 Millionen Autos, die auf seinen Autobahnen fahren, Guizhou verfügt über
weniger als 6 Millionen. Die Kosten und mangelnde Rentabilität solcher Investitionen machen die
unterschiedlichen Interessen innerhalb des Parteistaatsapparats zunehmend unvereinbar.

Auch auf internationaler Ebene stößt China auf mehrere Schwierigkeiten. Einerseits hat es seinen
Plan, das Überkapazitätsproblem durch Kapitalexporte über das Programm „Ein Gürtel, eine Straße“
(„Neue Seidenstraße“) zu lösen, nicht erfüllt. Vor dem Hintergrund des Ukrainekriegs und einer
eskalierenden Rivalität mit den USA wird dies noch schwieriger sein.Die derzeitige Pattsituation in
der Welthandelsorganisation WTO zeigt, dass China zwar die seit dem Ende des Kalten Krieges im
Washingtoner Konsens festgelegte „regelbasierte Ordnung“ untergräbt, aber noch nicht in der Lage
ist, sie zu stürzen. Die USA sind ein globaler Hegemon mit der stärksten Militärmacht und sie



kontrollieren immer noch die Bretton-Woods-Institutionen, die unter ihrer Vorherrschaft aufgebaut
wurden und dazu dienen, diese aufrechtzuerhalten.

Die Gipfeltreffen der G20- und der BRICS-Staaten haben gezeigt, dass es für China möglich ist, über
Handelsbeziehungen mit den Ländern des globalen Südens stabile Wirtschaftspartner:innenschaften
aufzubauen. Diese bieten nicht nur neue Märkte für Chinas Produkte, sondern erhöhen auch dessen
moralische Autorität in der Weltordnungspolitik, nicht zuletzt durch die Stimmen dieser Länder in
der UNO. Nichtsdestotrotz stellen sie nicht annähernd eine Konkurrenz für die USA dar. Außerdem
ist, wie John Maynard Keynes schon vor langer Zeit feststellte, „Währungskompetenz“ für die
internationalen Beziehungen von entscheidender Bedeutung.

Trotz der wiederholten Bemühungen Pekings, den Yuan zu internationalisieren, hat es bisher nichts
geschaffen, was auch nur annähernd mit den Funktionen des US-Dollars vergleichbar wäre. Eine
echte Internationalisierung des Yuan würde im Wesentlichen Reformen zur Lockerung der Banken-
und Kapitalkontrollen erfordern. Wie die Fälle der Konzerne Tencent und Alibaba Finanz zeigen,
wären solche Reformen mit dem parteistaatlichen System unvereinbar. Erschwerend kommt hinzu,
dass die Zinsdifferenz zwischen China und den USA zu einer ständigen Kapitalflucht und zum Abzug
ausländischer Investitionen führt.

Hier fangen alle politischen Probleme an und deshalb kann es zu einer Lähmung innerhalb des
Parteistaats kommen. Nachdem Parteichef  Xi Jinping im Fraktionskampf erfolgreich war und den
Gipfel seiner persönlichen Macht erreicht hat, ist er nun von Verleumder:innen umgeben und steht
an einem existenziellen Scheideweg, der in der Geschichte schon so oft Autokrat:innen zu falschen
Entscheidungen getrieben hat.

Kürzlich beschloss Xi aus Furcht vor einer sich auftürmenden Staatsverschuldung und einer Krise
der Staatsfinanzen, die Ausgaben der lokalen Behörden und Infrastrukturprojekte zu kürzen. Dies
fiel mit dem Abschwung im Immobiliensektor zusammen und die kombinierte Wirkung wird zu
einem weiteren Rückgang der Einkommen und Beschäftigung führen, wodurch Millionen von
Menschen arbeitslos und Zulieferbetriebe in der gesamten Wirtschaft in den Ruin getrieben werden.
Dies könnte sich in einer politisch sensiblen Zeit als gefährlicher Schritt erweisen. Gleichzeitig wird
sich die chinesische Wirtschaft stetig verschlechtern, wenn Xi zulässt, dass
Immobilienspekulant:innen ihre Geschäfte wie gewohnt fortsetzen und die Immobilienblasen nicht
aufbrechen, wie die sanfte Behandlung des Chefs von Evergrande andeuten könnte. Die
Jugendarbeitslosigkeit hat im Jahr 2023 einen historischen Höchststand erreicht und liegt nach
Schätzungen einiger Ökonom:innen derzeit bei etwa 40 %, was zu sozialen Unruhen führen könnte.
Diese Kombination von Problemen, die jeweils verschiedene Bereiche innerhalb der Partei und des
Staatsapparats betreffen, erklärt sowohl die immer diktatorischere Herrschaft von Xi als auch seine
Unfähigkeit, ein neues Wirtschaftsmodell zu finden, das das Wirtschaftswachstum in der
Einparteiendiktatur fördern kann.

Was Chinas derzeitige Krise schlussendlich von der in anderen imperialistischen Ländern
unterscheidet, ist das herrschende Regime, keine kapitalistische Regierung, sondern ein
stalinistischer Parteistaat, der aus einer Planwirtschaft hervorgegangen ist und nun versucht, seine
Herrschaft in einer kapitalistischen Wirtschaft aufrechtzuerhalten.

Im Laufe der Zeit haben sich zwangsläufig verschiedene Fraktionen und Flügel innerhalb der
Staatsbürokratie herausgebildet, die ihre eigenen politischen Programme mit unterschiedlichen
Haltungen gegenüber der chinesischen Bourgeoisie sowie Strategie zur Bewältigung der aktuellen
wirtschaftlichen Probleme entwickeln werden.

Dies bietet die Möglichkeit einer offenen Spaltung der Partei, bei der die prokapitalistischen



Fraktionen mit der Großbourgeoisie zusammenarbeiten könnten, um zu versuchen, eine bürgerliche
Demokratie zu errichten, möglicherweise sogar unter dem Banner der Republik China. Das
Verständnis der Dynamik einer solchen Situation ist die Voraussetzung für die Entwicklung eines
Programms für eine Arbeiter:innenpartei, die durch die Mobilisierung der Arbeiter:innen zur
Verteidigung ihrer Interessen unabhängig von und gegen die Interessen sowohl der Bürokratie als
auch der Kapitalist:innen aufgebaut werden soll.


